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1 8 .X . 17 
V III Z R  86/16

/  INHALT
Seite

v a) D ie  in einer Q ualitätssicherungsvereinbarung zwischen 
Unternehm ern vom  K äufer form ularm äßig verwendete K lau­
sel »M ehraufw and bei dem  A G , der aus M ängeln von L ie­
fergegenständen entsteht, geht in angefallener H öh e zu L a s­
ten des A N . D er M ehraufw and ist dem  A N  durch den A G  
nachzuw eisen.« hält einer Inhaltskontrolle nach § 307 A bs. 1 
Satz  1 B G B  in Verbindung m it § 307 A bs. 2 N r. 1 B G B  nicht 
stand, weil sie ohne sachlichen G run d von den Regelungen 
des gesetzlichen Kaufgew ährleistungsrechts in einer Weise 
abweicht, die m it wesentlichen G rundgedanken dieser gesetz­
lichen Regelungen nicht zu  vereinbaren ist.
b) Sow eit der danach ersatzpflichtig gestellte M ehraufw and 
jedenfalls bei kundenfeindlichster A uslegung allein an eine 
m angelbedingte Verursachung anknüpft, erfasst die K lausel in 
weitgehendem U m fan g auch A ufw andspositionen , die -  wenn 
überhaupt -  nach der gesetzlichen G ew ährleistungskonzep­
tion nur von einer verschuldensabhängigen Schadens- oder 
A ufw endungsersatzhaftung gedeckt wären, und verschiebt 
dadurch eine G ew ährleistungshaftung grundlegend zu Lasten 
des Verkäufers.
c) Sow eit eine E rstattungspflicht darin ferner nicht au f A u f­
w endungen beschränkt ist, deren A nfall unter Berücksichti­
gung der beiderseitigen Interessen nach objektiven M aßstäben 
billigerw eise notw endig und angem essen war, w ird ein etwa 
in §§ 284 ,439  A bs. 2 B G B  als A usdruck  eines grundlegenden 
G ebotes der G erechtigkeit angelegtes Erfordern is missachtet, 
w onach ein Verkäufer im Falle einer mangelhaften Lieferung 
nicht mit jedem  nach dem  Belieben oder den subjektiven 
Zweckm äßigkeitserw ägungen des Käufers verursachten oder 
zur Beseitigung oder M ilderung der M angclfolgen veranlass- 
ten (M ehr-)Aufw and belastet w erden darf.
d) Zudem  schneidet die K lausel jedenfalls bei kundenfeind-
lichster A uslegung dem  Verkäufer hinsichtlich Entstehung 
und H öh e des M ehraufw ands auch einen M itverschuldens­
oder M itverursachungseinw and ab ................................................... 193
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a) D er Löschungsantragsteller kann sein Löschungsbegehren 
im  Verfahren vo r dem  D eutschen Patent- und M arkenam t 
in entsprechender A nw endung von § 263 Z P O  au f andere 
Schutzhindernisse erweitern. Im  Beschw erdeverfahren vor 
dem  Bundespatentgericht kann ein zulässiges Rechtsm ittel 
unter>den V oraussetzungen des § 263 Z P O  mit einer Erw eite­
rung des Löschungsantrags verbunden werden.
b) D ie  in der M arke gezeigten wesentlichen M erkm ale der 
Form  der Ware oder der ihr gleichgestellten Form  der Verpa­
ckung sind im  Sinne von § 3 A bs. 2 N r. 1 M arkenG  durch die 
A rt der Ware selbst bedingt, wenn sie wesentliche G ebrauchs­
eigenschaften aufw eisen, die den gattungstypischen Funktio­
nen der Ware innew ohnen, nach denen der Verbraucher auch 
bei den Waren der M itbew erber suchen könnte. E s  ist nicht 
erforderlich, dass die in R ede stehende Form  für die Funktion 
der betreffenden Ware unentbehrlich ist und dem  H ersteller 
keinen Freiraum  für einen w esentlichen persönlichen Beitrag 
lässt.
c) Ebenso wie bei dem  Schutzhindernis des § 3 A bs. 2 N r. 2 
M arkenG  sin d  für das in § 3 A bs. 2 N r. 1 M arkenG  geregelte 
Schutzhindernis ausschließlich Gebrauchseigenschaften von 
Bedeutung, die für den Verbraucher w esentlich sind. Wesent­
liche Erleichterungen bei der Verpackung, der Lagerung und 
dem Transport durch die in Rede stehende Form  sind Vorteile 
bei der H erstellung und dem  Vertrieb der Ware, sie kom m en 
jedoch nicht dem  Benutzer zugute.
d) D asSch u tzh in dern isd es§3  A bs. 2  N r. 1 M arkenG  greift nur
ein, wenn die in der Form  verkörperten Eigenschaften (hier: 
quadratische Form  von Tafelschokolade) fü r den G ebrauch 
der jew eiligen Ware typisch  sind und dem  bestim m ungsge­
mäßen Einsatz  der Ware dienen (hier: Verzehr von Tafelscho­
kolade). Vorteile, die nur in für die Verw endung unüblichen 
K onstellationen eintreten (hier: M itführen von Tafelschokola­
de in einer Jackentasche zum  Verzehr unterw egs), stellen kei­
ne w esentlichen G ebrauchseigenschaften dar und führen nicht 
dazu, dass das Schutzhindernis des § 3 A bs. 2 N r. 1 M arkenG  
eingreift. (»Q uadratisch e Tafelschokoladen verpackung«)......  208

a) Befindet sich der Befreiungsgläubiger in einer Lage, die se i­
ne Inanspruchnahm e durch den D rittgläubigcr mit Sicherheit 
erwarten lässt und steht fest, dass für die Erfüllung der D ritt- 
forderung au f die M ittel des Befreiungsschuldners zurückge­
griffen w erden m uss, so  w andelt sich der Befreiungsanspruch 
in einen Z ahlungsanspruch um ; der Befreiungsgläubiger kann 
dann Zahlung an sich selbst verlangen.
b) In diesem  Falle ist der Schluss des Jahres, in welchem sich 
der Befreiungsanspruch in den Zahlungsanspruch umwandclt,
fü r den Verjährungsbeginn m aßgebend..........................................  234

a) Anlageverm ittler und Anlagebcrater haben den Erw erber 
ejner von ihnen vermittelten Kapitalanlage unaufgefordert 
über Vertriebsprovisionen aufzuklären, wenn diese eine G rö ­
ßenordnung von 15 %  des von den Anlegern einzubringenden 
Kapitals überschreiten. In die Berechnung der Vertriebsprovi­
sionen ist ein au f das Beteiligungskapital zu zahlendes A gio 
einzubeziehen.
b) Z ur D arlegungs- und Bew eislast, wenn der A nleger behaup­
tet, ein Em issionsprospekt sei ihm nicht übergeben w orden .. 245


